
Bettina Theben 
 
Synopse der Vorschläge zum BADG 
 
Quellen: 
a) Forum behinderter Juristinnen und Juristen, Stand Mai 1999 
b) Sozialverband Reichsbund: Eckpunkte zur Gleichstellung Behinderter des RB (Eckpunkte zur Gleichstellungsgesetzgebung);  

ISL, E-Mail News Service, 20.04.1999. 
c) Bündnis 90/ Die Grünen: Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vor Diskriminierungen und zur Stärkung von Minderheitenrechten  

(Antidiskriminierungs- und Minderheitenrechtsgesetz); Volker Beck u.a., 15.01.1998. 
d) SPD, Margot von Renesse: Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung des Gleichbehandlungsgebots des Art. 3 GG 

(Gleichbehandlungsgesetz), BTDrs. 13/10081, Jan. 1997     
 

Regelungsbereich Forum Reichsbund Bündnis 90/ Die Grünen SPD 

I. Allgemeiner Teil     

a) Definition Behinderung x Eine Behinderung ist jede 
Maßnahme, Struktur oder 
Verhaltensweise, die Men-
schen mit Beeinträchtigun-
gen Lebensmöglichkeiten 
nimmt, beschränkt oder er-
schwert. Eine Beeinträchti-
gung  liegt vor, wenn Men-
schen aufgrund einer 
Schädigung nicht nur vorü-
bergehend (mind. 6 Mona-
te) die üblichen Anforde-
rungen der natürlichen oder 
sozialen Umwelt nicht oder 
nicht vollständig erfüllen 
können und dadurch ihr Le-
ben in der Gesellschaft, die 
Teilnahme am Erwerbsle-
ben oder die selbstbe-
stimmte Gestaltung ihres 

 x Eine Behinderung liegt 
dann vor, wenn eine Person 
aufgrund einer Minderung 
körperlicher Funktionen, 
geistiger Fähigkeiten oder 
seelischer Gesundheit nicht 
nur vorübergehend (mind.  
6 Monate) die jeweils übli-
chen Anforderungen der 
natürlichen und sozialen 
Umwelt nicht oder nicht 
vollständig erfüllen kann 
und dadurch ihr Leben in 
der Gesellschaft erschwert 
oder eingeschränkt ist.  
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Alltags erschwert oder ein-
geschränkt ist.  

b) Definition Diskriminierung x Eine Diskriminierung liegt 
vor , wenn Menschen we-
gen ihrer Beeinträchtigung 
in der Entfaltung ihrer Per-
sönlichkeit, der gleichbe-
rechtigten Teilhabe am Le-
ben in der Gesellschaft  o-
der in ihrer selbstbestimm-
ten Lebensführung behin-
dert oder benachteiligt wer-
den . 

 x (mit Beweiserleichterung) 
Eine Diskriminierung ist je-
de nicht gerechtfertigte Un-
gleichbehandlung.  Nicht 
gerechtfertigt ist die Un-
gleichbehandlung, wenn sie 
ausschließlich oder über-
wiegend  auf Umständen 
beruht, die in mittel- oder 
unmittelbarem Zusammen-
hang mit  Behinderung ste-
hen. Eine nicht gerechtfer-
tigte Ungleichbehandlung 
ist nicht gegeben, wenn  die 
Berücksichtigung der Be-
hinderung der Sache nach 
unverzichtbar geboten ist 
oder  sie zur Wahrung der 
berechtigten Interessen der 
Behinderten erforderlich ist.  

 

c) Barrierefreiheit x Zugänglichkeit und  Nutz-
barkeit aller Einrichtungen 
sowie genügende Orientie-
rungsmöglichkeiten für alle 
Behinderten (Gehbeh., 
RollstuhlfahrerInnen, Seh-
beh., Blinde, Gehörlose, 
Schwerhörige...) 
 
 
 

x (keine Definition)   
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d) Behindertenbeirat/-
beauftragte 

x x x (ADBeauftragte und -
kommission des Bundes 

x (im VwR Dienststellen zur 
Überwachung des Benach-
teiligungsverbotes, im Zivil-
recht bei öffentlichem Inte-
resse) 

e) Berichtspflicht x    

f) Benachteiligungsverbot/ 
Diskriminierungsverbot 

x Benachteiligungs- und 
Diskriminierungsverbot 

Niemand darf wegen seiner 
Beeinträchtigung in der 
Persönlichkeitsentfaltung, 
der Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft und dem 
Anspruch auf eine selbst-
bestimmte Lebensführung 
benachteiligt oder diskrimi-
niert werden. Behinderte 
haben Anspruch auf die 
Nichtzulassung von Maß-
nahmen, die Sanktionierung 
von Verhaltensweisen, die 
Beseitigung von Strukturen, 
die Auflösung von Einrich-
tungen und die Löschung 
von Feststellungen, die ge-
eignet sind, sie zu diskrimi-
nieren.  
 
 
 
 
 

x Gleichbehandlungsgebot 
als gesetzgeberischer 
Ausfluß des BNV des GG, 
nicht weiter definiert. 

x Diskriminierungsverbot 

Jede Person hat Anspruch 
auf Gleichbehandlung im 
Rechtsverkehr. Niemand 
darf insbesondere wegen 
seiner tatsächlichen oder 
vermeintlichen..... Behinde-
rung diskriminiert werden. 
Einschränkung siehe oben !  
Beweiserleichterung. 

x  Benachteiligungsverbot 
Jede Person hat Anspruch 
auf Gleichbehandlung im 
Rechtsverkehr. Niemand 
darf insbesondere wegen 
seiner .... Behinderung be-
nachteiligt werden.  Eine 
Benachteiligung ist nicht 
gegeben, wenn eine Be-
rücksichtigung der Behinde-
rung der Sache nach gebo-
ten ist. (BNV im Rechtsver-
kehr und staatlichen Han-
deln, auch mittelbar - bei 
Angehörigen, Problem: 
“sachlich gebotene” Unter-
scheidungen bei Unabweis-
barkeit, wobei das Kriterium 
der Unabweisbarkeit nur in 
den Erläuterungen zum 
Gesetzesentwurf auftaucht)  
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II. Zivilrecht 
    

a) Allgem. Diskr.verbot/ 
SchG i.S. d. § 823 II BGB 

x (mit konkretem SchEA) x x x (mit konkretem SchEA) 

b) Geschäftsfähigkeit § 105 
BGB 

x x (auch § 8 BGB)   

c) Einschränkung der Ver-
tragsfreiheit/ Beweiser-
leichterung 

x   x (innerhalb des § 611 a 
BGB)  

d) Nachbarrecht x    

e) Arbeitsrecht 
- § 611a BGB (Beweiser-

leichterung) 
 
 
- Erweiterung des § 75 I 

BetrVerfG 
- Erweiterung § 1 III KSchG 

 
x 
 
 
x 
x 

 
x 
 
 
x 
x 

  
x (unwiderlegbare Vermu-
tung eines Mindestscha-
dens) 

f) Diskr.verbot bei 
Rechtsausübung (§ 226 
BGB) 

x  x  

g) § 828 II BGB korrigieren   x x   

h) § 847 BGB pauschal bei 
Diskr.verbotsverstoß 

x  x ( § 847a BGB - Mindest-
schaden) 

 

i) Mietrecht - Recht auf den 
behinderungsfreien Umbau 
einer Wohnung 

x    

j) AGBG     
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- Verbot diskr. Klauseln 
- Verbandsklagerecht 

x 
x 

x 
x 

x 
x 

k)  Schutz von Einwilligungs-
unfähigen im Betreuungs-
recht (keine Zustimmung 
bei lebensbeendenden 
Maßnahmen) 

 
 

x    

III. Öffentliches Recht 
    

a)  Barrierefreiheit im öffent-
lichen Verkehr 

-  barrierefreie Fahrzeuge 
-  Zugänglichkeit des Luft-

verkehrs   
(Luftverkehrsgesetz) 

-  barrierefreie, kontrastrei-
che Gestaltung der öffentli-
chen Verk.räume (Ände-
rung BFernstrG, BAutoBG, 
PersbefördG) 

-  Barrierefreiheit von Bahn-
höfen, Verkehrsübergän-
gen, Taxiständen, Radwe-
gen  

x 
 
x 
x 
 
x 
 
 
 
x 

x 
 
x 
x 
 
x 
 
 
 
x 

  

b)  Barrierefreiheit von Ge-
bäuden, Anlagen, Einrich-
tungen, Straßen 

-    Konkretisierung  BauGB, 

 
 
x 

 
 
x 
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Planungsbeteiligung von 
Behinderten 

- Gaststättengesetz 
- GewO 
- soz. Wohnbau ( Änd. II. 

WoBauG) 

 
 
x 
x 
x 

 
 
 
 
x 

c) Ausbildungsrecht/ AFG  
- HRG, Recht auf Assistenz 
 
 
- Diskr.verbot im BBiG 

 
x 
 
 
x 

 
x (Barrierefreiheit und 
Nachteilsausgleich bei Prü-
fungen) 

 
 
 
 
x 

 
 
 

d) Medien und Kommunikati-
on 

-  BNV im Telekom.G 
 
-  Zugangsrecht im Inform.+ 

KomdiensteG 

 
x 
 
x 

 
x (und Rundfunkrecht -
Untertitel) 

  

e) Forschung 
-  Beteiligung von Betroffe-

nen in Ethikkom. 
(MedprodG) 

- keine fremdnützige For-
schung an Einwilligung-
sunf. (GenTechnG) 

-  
 
 

 
x 
 
x 

 
x 
 
x 
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f) Sonstiges 
- BWahlG, Barrierefreiheit, 
Wahlscheine 

 
- Beamtenrecht 
 
- Subventionsrecht (öffentli-

che Fördermittel nur bei 
Einhaltung der Gleichstel-
lung 

 
- HaushaltsgrundsätzeG 
- BHO 
 
 
 
 

 
x 
x 
 
x 
 
 
 
x 
 

 
x 
x 
 
 
 
 
 
x 

 
 
 
x (Diskr.verbot im öffentli-
chen Dienst, § 52 BBG, § 
35 BRRG) 
 
 
 
 
x (§ 26 Kirchen) 
x (Kirchen) 

 
 
 
x (§§ 6,7,8, 52 BBG; §§ 4, 
7, 35 BRRG) 

IV. Sozialrecht (SGB IX) 
   Fördermaßnahmen im 

Gleichbehandlungsgesetz 
(-), nur Klarstellung der Zu-

lässigkeit von Förderung 

a) Pflegerecht 
- persönliche Assistenz 
- Recht auf die Wahl der/des 

Assi 
- Pflegevergütung nach Zeit-

 
x 
x 
x 

 
x (LandesG) 
x (LandesG) 
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aufwand 

b) Schwerbehindertenrecht 
- quotierte Schwerbeh.vertr.  
- quotierte Verwendung der 
Ausgleichsabgabe 
- MerkzeichenGl 

 
x 
x 
 
x 

   

c) Rehabrecht 
- wohnortnahe Rehabmaß-

nahmen mit Kindesbetr. 
- unabhängige Beratung 
- Konkretisierung ambulant 

vor stationär 

 
x 
 
x 
x 

   

d) Sozialhilferecht 
- § 3a BSHG 
- “angemessener Umfang” 

der Unterkunft konkretisie-
ren 

- leistungsangemessene Ar-
beitsentgelte für Behinder-
te 

 

 
x 
x 
 
 
 
 

 
 
 
 
x (Anpassung des PsychKG 
an GR + MR) 
 

 
 
 
 
 
 
 

 

V. Strafrecht/ Strafverfahrensrecht 
   

a) § 130 StGB (Volksverhet-
zung) 

x  x  

b) § 179 StGB (sex. Miss-
brauch) Verbesserung der 
Regelung zugunsten wi-

x    
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derstandsunfähiger Per-
sonen 

c) § 218 StGB x    

d) § 376 StPO x  x x (auch § 378 StPO) 

e) Verbesserung der Neben-
klagerechte 

 
 

x   x ( §§ 397a, 406 d,f,g 
StPO) 

VI. Allgemeines Verfahrensrecht 
   

a) Verbandsklagerecht 
- ZPO 
 
- ArbGG 
- VwGO, SGG, FGG 
- i.S.d. § 13 UWG 

 
x 
 
x 
x 
x 

 
x (mit Ermächtigung des 
Betroffenen) 
x 
x 

 
x (mit Ermächtigung des 
Betroffenen) 
x 
x 
x (v.a. Unterlassungsan-
spruch) 

keine allg. Verbandsklage, 
x (bes. §§ 78, 78 b ZPO) 
 
 
x 
x (Abmahnungs- und Unter-

lassungsanspruch der 
Vereine bei Verstößen 
gegen das Gleichbehand-
lungsgebot) 

b) Änderung § 187 GVG x    

c) Anerkennung der Gebär-
densprache 

x x (in LandesG)   

d) Beteiligung von Verbän-
den im Verwaltungsverfah-
ren 

x x x  

 



 Regelungsbereich Vorschlag von Vorschlag Bemerkung 

noch zu d) Sozialhilfe-
recht 
Zu diesen Punkten gingen 
folgende Hinweise ein  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
generell Pflegerecht 
 
 
 
 
 
 
 
Schwerbehindertenrecht 
 
 
quotierte Schwerbehinder-
tenvertretung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Vorschlag A. Schatz:  
 
 
 
Hinweis A. Jürgens 
 
 
 
Vorschlag A. Schatz (NW 3) 
und Weibernetz 
 
Hinweis G. Görtemaker 
(Hauptvertrauensmann der 
Schwerbehinderten in Bun-
desbehörden) 
 
 
Vorschlag S. Lübbers 
 
 
 
 
 

 
 
 
Pflege- und Assistenzleis-
tungen sollen auch Leistun-
gen zur Kinderbetreuung, -
erziehung, und –pflege um-
fassen. 
Quotierte Erfüllung der Be-
schäftigungsquote 
 
 
 
§ 24, Abs. 1 SchwbG ist zu 
ergänzen: In Betrieben und 
Dienststellen, in denen we-
nigstens 5 Schwerbehinder-
te nicht nur vorübergehend 
beschäftigt sind, werden ein 
Vertrauensmann oder eine 
Vertrauensfrau und wenigs-
tens ein Stellvertreter oder 
eine Stellvertreterin ge-
wählt, der oder die den Ver-
trauensmann oder die Ver-
trauensfrau im Falle der 
Verhinderung vertritt. Auf 
eine gechlechtsparitätische 
Besetzung der Schwerbe-
hindertenvertretung ist hin-
zuwirken.  

 
 
 
Wurde nach meinem Ein-
druck bei unserer letzten 
Diskussion bereits abge-
lehnt. 
 
es ist schon schwer genug, 
überhaupt jemanden für 
den Job zu finden, da sollte 
man den möglichen Perso-
nenkreis nicht noch ein-
schränken. 
Behutsam regeln, da stren-
ge Quotierung auch 
nachteilige Ergebnisse ha-
ben könnte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

/wsite/sgbixweiber.htm
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quotierte Verwendung der 
Ausgleichsabgabe 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Siehe bitte im einzelnen das 
Papier von Andrea Schatz 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung U. Latschet 
(VdK) 
 
 
 
Vorschlag S. Lübbers 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 11, Abs. 3, S. 2 SchwbG 
soll lauten: Die Hauptfür-
sorgestelle wirkt darauf hin, 
muss die Hälfte der Mittel 
der Ausgleichsabgabe re-
gelmäßig für die berufliche 
Eingliederung von Frauen 
mit Behinderung Verwen-
dung findet.; mindestens 
aber ein Anteil der Mittel, 
der dem Anteil von Frauen 
an der Arbeitslosigkeit von 
Personen mit einer Behin-
derung entspricht.  
 
Da das Reha-Recht im SGB 
IX ohnehin neu geregelt 
wird, stellt sich die Frage, 
ob wir hierzu überhaupt et-
was vorschlagen sollten. 
 
Nachteilsausgleiche unab-
hängig von Erwerbstätigkeit  
 
Auch für behinderte Frauen 
und Männer mit Erzie-
hungspflichten 
 
 

Von Vorschlägen für De-
t ilä d i d t

Bedarf der Erläuterung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
war m.E. von uns bereits 
abgelehnt worden 

/wsite/regelber.htm
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Merkzeichen Gl 
 
 
Reha-Recht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung U. Latschet 
 
 
 
Vorschlag A. Schatz  
 
 
Hinweis A. Jürgens 
 
 
 
 
 
 

tailänderungen wird ten-
denziell abgesehen. Es 
wird vielmehr für ein ein-
heitliches bundesweites 
Assistenzgesetz, welches 
sich im wesentlichen aus 
Elementen der Eingliede-
rungshilfe, der Hilfe zur 
Pflege und des PflegeVG 
zusammensetzt, plädiert. 
Die Leistungen sind be-
darfsorientiert und ein-
kommensunabhängig zu 
gewähren. 
 
Sollte die alte Systematik 
beibehalten werden, 
müsste zumindest fol-
gendes geändert werden: 
 
- Im Sozialhilferecht ist 

der Grundsatz „Ambu-
lant vor Stationär“ 
festzuschreiben. Für § 
3a BSHG  bedeutet 
dies die Rücknahme 
des Kostenvorbehal-
tes. Er findet generell 
in § 3 seine Anwen-
dung. 
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Aufnahme von Haushaltshil-
fe für schwangere behinder-
te Frauen in das SGB V 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vorschlag Weibernetz 
 
 
 
 
 
Hinweis A. Jürgens 
 
 
Vorschlag Weibernetz 
 
 
Vorschlag M. Eisermann 

 
- Teilnahme von Behin-

dertenverbänden an 
Verhandlungen i.S.d. 
§§ 93ff. BSHG, 89  
PflegeVG 

 
 
- Anpassung des § 34 

PflegeVG auf Recht-
sprechung des EuGH 
(Keine Leistungen bei 
Auslandsaufenthalt 
über 4 Wochen. 

 
- Streichung des § 37 

Abs.3 PflegeVG 

 
(Layout für Homepage http://www.nw3.de/ :Rolf Barthel) 

/index.html

	I. Allgemeiner Teil
	Definition Behinderung
	Definition Diskriminierung
	Barrierefreiheit
	Behindertenbeirat/ -beauftragte
	Benachteiligungsverbot
	Diskriminierungsverbot
	II. Zivilrecht
	Allgem. Diskr.verbot
	Geschäftsfähigkeit 
	Arbeitsrecht
	III. Öffentliches Recht
	Ausbildungsrecht/ AFG
	Medien und Kommunikation
	Beamtenrecht
	IV. Sozialrecht (SGB IX)
	V. Strafrecht/ Strafverfahrensrecht
	VI. Allgemeines Verfahrensrecht
	Verbandsklagerecht
	Andere Vorschläge

